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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Auch im Nationalrat, der das Bundesgesetz über den Einsatz elektronischer Mittel zur
Erfüllung von Behördenaufgaben (EMBAG) in der Herbstsession 2022 beriet, war die
bisher eher gemächliche Geschwindigkeit der schweizerischen Verwaltung hinsichtlich
Digitalisierung Thema bei der Eintretensdebatte. Die Schweiz hinke hinterher, befand
etwa der Sprecher der SPK-NR, Andri Silberschmidt (fdp, ZH). Zudem finde die
Digitalisierung in der öffentlichen Verwaltung zwar statt, aber es gebe einen
«Wildwuchs von Systemen und Prozessen [...], die wenig aufeinander abgestimmt»
seien. In der Kommunikation zwischen Bund, Kantonen, Gemeinden, Privaten und
Firmen brauche es aber gemeinsame Standards und Verantwortlichkeiten, die im
vorliegenden Gesetz geregelt würden. Die Mehrheit der Fraktionssprecherinnen und
-sprecher war sich danach einig, dass die Schweiz ihren Rückstand aufholen müsse
(Marco Romano, mitte, TI), dass es nun einen stärkeren politischen Willen brauche
(Damien Cottier, fdp, NE), dass man eigentlich gerne noch weiter gehen würde (Angelo
Barrile, sp, ZH), dass man jetzt einen Gang höher schalten wolle (Gerhard Andrey, gp,
FR), dass man nun keinen halben Schritt rückwärts, sondern zwei Schritte vorwärts
machen müsse (Corina Gredig, glp, ZH) oder dass man «dem Anschluss an die moderne
Welt [nicht mehr länger] hinterherrennen» dürfe (Barbara Steinemann, svp, ZH).
Eintreten war entsprechend unbestritten, obwohl Bundesrat Ueli Maurer darauf
hinwies, dass es nicht nur Rufe gebe, die Handbremse endlich zu lösen, sondern dass in
der Bevölkerung auch «abgrundtiefes Misstrauen» gegenüber der Digitalisierung
festgestellt werden könne. 
In der Detailberatung schuf der Nationalrat eine gewichtige Differenz zum Ständerat. So
soll das Gesetz nicht nur für die Bundesverwaltung, sondern auch für die
Kantonsverwaltungen und alle mit Vollzugsaufgaben betrauten Organisationen und
Personen gelten. Diesen Passus hatte der Bundesrat   nach der Vernehmlassung aus der
Vorlage gestrichen, weil er von Städten und Kantonen stark kritisiert worden war. Die
SPK-NR habe mit 15 zu 6 Stimmen bei einer Enthaltung aber dafür optiert, hier keinen
föderalen Flickenteppich zu schaffen. Mit 114 zu 77 Stimmen folgte die Ratsmehrheit
ihrer Kommission. Die geschlossen stimmende SVP-Fraktion und eine Mehrheit der
Mitte-Fraktion fanden sich in der Minderheit und votierten für die auch von Bundesrat
Ueli Maurer beworbene Lösung, der vergeblich argumentiert hatte, dass diese
Ausweitung des Gesetzes noch nicht reif sei.
Darüber hinaus wollte der Nationalrat im Gegensatz zur ständerätlichen Fassung auch
explizit das Prinzip «digital first» im Gesetz verankern. Damit werde eine Umkehr der
heutigen Praxis gefordert, mit der alles auf Papier gedruckt werde. Neu soll alles digital
sein und nur noch in Ausnahmefällen analog angeboten werden. Ebenfalls abweichend
vom Ständerat folgte die Ratsmehrheit ihrer SPK-NR, die den Passus der kleinen
Kammer wieder rückgängig machen wollte, wonach auf unterschiedliche Bedürfnisse –
vor allem von Personen ohne digitale Kenntnisse – Rücksicht genommen werden müsse.
Schliesslich machte der Nationalrat aus der Kann-Formulierung für die Veröffentlichung
von Open-Source-Software wieder eine Muss-Formulierung. Nachdem die
Ausgabenbremse gelöst worden war, erhielt die Vorlage in der Gesamtabstimmung 144
befürwortende und 24 ablehnende Stimmen. Letztere, wie auch die 24 Enthaltungen,
stammten allesamt aus der SVP-Fraktion. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2022
MARC BÜHLMANN

In der Frühjahrssession 2023 beugten sich die Räte über die Differenzbereinigung zum
Bundesgesetz über den Einsatz elektronischer Mittel zur Erfüllung von
Behördenaufgaben (EMBAG). Das Gesetz schafft die Grundlagen für eine Digitalisierung
der Bundesverwaltung, indem es vor allem Standards und Interoperabilität festlegt und
dem Bund die Möglichkeit für Vereinbarungen mit Partnerinnen und Partnern schafft,
die ähnliche Standards und Plattformen nutzen.

Der Ständerat hatte in der Wintersession 2022 mehrere Differenzen geschaffen und
auch im Nationalrat lagen zahlreiche Minderheitsanträge vor. Einig waren sich die
Fraktionssprechenden darüber, dass Digitalisierung vor allem in der Bundesverwaltung
dringend nötig sei, weil die Schweiz diesbezüglich «nicht einmal im Mittelfeld» liege,
wie etwa Corina Gredig (glp, ZH) für die GLP-Fraktion ausführte. Allerdings brauche es

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2023
MARC BÜHLMANN
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einheitliche Standards, weshalb sie in einem Minderheitsantrag forderte, die Kantone
und die dezentralen Verwaltungseinheiten zu solchen einheitlichen Standards zu
verpflichten – dies hatte der Ständerat in seiner zweiten Lesung noch abgelehnt. Dieser
Punkt war jedoch im Nationalrat sehr umstritten, Marco Romano (mitte, TI) und Damien
Cottier (fdp, NE) setzten sich im Namen ihrer Fraktionen für eine föderalistische Lösung
ein, während Gerhard Andrey (gp, FR) und Angelo Barrile (sp, ZH) für ihre Fraktionen für
eine ganzheitliche Lösung, die nicht nur auf Bundes-, sondern auch auf Kantons- und
Gemeindeebene gelte, plädierten. Finanzministerin Karin Keller-Sutter erklärte, der
Bundesrat begrüsse den Kompromissvorschlag der SPK-NR, die dezentralen
Verwaltungseinheiten generell dem Gesetz zu unterstellen, der Regierung aber die
Möglichkeit für Ausnahmen zu geben. Bei den Kantonen bevorzuge der Bundesrat den
kooperativen Ansatz, weil eine von den Kantonen nicht mitgetragene Harmonisierung
kaum zielführend sein dürfte. Auch die Kommissionssprechenden Greta Gysin (gp, TI)
und Andri Silberschmidt (fdp, ZH) erklärten, die SPK-NR würde gerne daran festhalten,
alle Kantone zu verpflichten, sehe aber aufgrund der deutlichen Haltung des Ständerats
in dieser Frage wenig Spielraum. Es sei deshalb in den Augen der Mehrheit der
Kommission vernünftiger, die Kantone auszunehmen. Der Antrag der Minderheit Gredig
wurde zwar – wie die Fraktionsvoten erwarten liessen – von den geschlossenen
stimmenden Fraktionen der SP, GP und GLP gutgeheissen, diese 80 Stimmen unterlagen
allerdings den 108 Stimmen der drei geschlossen stimmenden bürgerlichen Fraktionen.

Gregor Rutz (svp, ZH) erachtete das Gesetz im Namen der SVP-Fraktion als
«Notlösung», mit dem wenigstens die «schlimmsten Defizite» behoben würden.
Eigentlich bedürfe es aber einer Verfassungsänderung, das Gesetz sei wohl nur knapp
verfassungskonform. Auch aus diesem Grund sei stets die Zustimmung der Kantone zu
verlangen, wenn der Bund mit Gemeinden Projekte plane – stellte er folglich als
Minderheitsantrag. Mit dieser Anhörungspflicht der Kantone zeigte sich die Mehrheit
der SPK-NR jedoch nicht einverstanden: Die bundesrätliche Kompetenz,
Vereinbarungen abzuschliessen, solle nicht eingeschränkt werden und der
Minderheitenantrag Rutz sei entsprechend abzulehnen. Auch hier folgte der Rat mit 107
zu 80 Stimmen seiner Kommissionsmehrheit. Für die Kommissionsempfehlung
votierten diesmal die geschlossen stimmenden Fraktionen der SP, der GLP und der GP,
unterstützt von einer Mehrheit der FDP und den drei EVP-Mitgliedern der Mitte-EVP-
Fraktion.
Mehrere weitere Entscheidungen traf der Rat jeweils ohne Minderheitsantrag. So
erachtete die SPK-NR beispielsweise die explizite Erwähnung von Bedürfnissen
spezifischer Bevölkerungsgruppen als nicht nötig. Bei der Frage zu «Open Source»
hatte die Kommission einen Kompromiss ausgearbeitet: Quellcodes sollen generell
transparent gemacht werden müssen, ausser wenn Drittrechte verletzt würden oder die
Sicherheit in Gefahr sei. Schliesslich schlug die SPK-NR vor, die Verwaltung der
Metadaten einzig beim Bundesamt für Statistik zu belassen. Oppositionslos nahm der
Nationalrat diese nicht bestrittenen Empfehlungen seiner Kommission allesamt an. 

Damit ging die Vorlage mit noch fünf Differenzen an den Ständerat, der diese ebenfalls
in der Frühjahrssession 2023 behandelte. Die SPK-SR schlage vor, bei vier Differenzen
auf den Nationalrat einzuschwenken, berichtete Benedikt Würth (mitte, SG) für die
Kommission. Dem nationalrätlichen Kompromiss zu den dezentralen Einheiten
empfehle die SPK-SR einstimmig zu folgen; auch das Argument des Nationalrats, dass
im Gesetz die gesamte Bevölkerung berücksichtigt sei und es keine explizite Erwähnung
von Minderheitengruppen brauche, habe die gesamte Kommission überzeugt; die vom
Nationalrat formulierte Ausnahmeregel bei der Offenlegung des Quellcodes sei in der
SPK-SR ebenfalls auf einstimmige Unterstützung gestossen; bezüglich der Zuständigkeit
für die Sammlung der Metadaten hätte sich die Kommission zwar mehr Flexibilität
gewünscht, auch hier könne man aber mit der Lösung des Nationalrats gut leben.
Allerdings empfehle die Kommission, am ursprünglichen Entscheid des Ständerats
festzuhalten, dass der Bund bei Vereinbarungen, die er mit Gemeinden abschliesst, die
entsprechenden Kantone anhören müsse. Es wäre stossend, so Würth, wenn ein Kanton
mit seinen Gemeinden digitale Projekte vorantreibe und der Bund mit einzelnen
Gemeinden andere Projekte plane, ohne dass der Kanton dazu etwas sagen könne. Da
es keinen Minderheitsantrag gab, stimmte die kleine Kammer allen
Kommissionsempfehlungen stillschweigend zu.

Damit lag der Ball noch einmal beim Nationalrat. Die Kommission habe nur sehr kurz
getagt, gab Kommissionssprecher Andri Silberschmidt (fdp, ZH) zu Protokoll. Sie sei
einstimmig der Meinung, dass man dem Ständerat im letzten Streitpunkt folgen könne:
Die Kommission sei stets der Meinung gewesen, dass der Bund die Kantone anhören
würde, wenn er mit einzelnen Gemeinden Projekte plane – dies hatte auch Bundesrätin
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Keller-Sutter betont. Es spreche nichts dagegen, dies explizit ins Gesetz aufzunehmen.
Die grosse Kammer bereinigte diese letzten Differenz schliesslich stillschweigend. 

In den Schlussabstimmungen passierte das Gesetz den Nationalrat mit 183 zu 8
Stimmen (6 Enthaltungen). Die Opposition und die Enthaltungen stammten von
Mitgliedern der SVP-Fraktion. Der Ständerat stimmte dem Gesetz mit 42 zu 0 Stimmen
einstimmig zu. 2

Mit seiner Motion wollte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) den Bundesrat beauftragen, mit
geeigneten Massnahmen die Verfahren für Digitalisierungsvorhaben innerhalb der
Bundesverwaltung zu beschleunigen. Die Schweiz hinke international hinterher, was
das Tempo bei der Digitalisierung betreffe. Die Bundesverwaltung müsse hier
Gegensteuer geben – gestützt auch auf die guten Erfahrungen der Privatwirtschaft mit
sogenannten «schlank-agilen Verfahren» sowie mittels interdepartementaler
Zusammenarbeit, so die Begründung von Silberschmidt. 
Der Bundesrat verwies in seiner Antwort auf das EMBAG, das eine gute Grundlage für
Pilotversuche biete. Er habe in den letzten Jahren zudem einige Massnahmen für eine
schnellere Umsetzung von Digitalisierungsprojekten eingeleitet und sei bereit, weitere
Massnahmen zu treffen, weshalb er die Annahme der Motion beantrage. 
Der Nationalrat überwies die Motion in der Wintersession 2023 entsprechend ohne
Diskussion an den Zweitrat. 3

MOTION
DATUM: 22.12.2023
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Le parlementaire Andri Silberschmidt (plr, ZH) souhaite, à l'aide d'une motion,
permettre la création d'une entreprise par voie entièrement numérique. Selon le
député PLR, une numérisation des procédures permettrait de raccourcir et de
simplifier les démarches administratives, et d'en réduire ainsi les coûts autant pour les
entreprises que pour l'administration. 
Le Conseil fédéral s'est montré favorable au projet. Il a d'abord indiqué que la création
d'une procédure entièrement numérique serait bénéfique à l'économie helvétique. Il a
ensuite précisé que l'Union européenne (UE) visait un objectif similaire. Finalement, il a
expliqué que l'Office fédéral de la justice (OFJ) travaillait actuellement sur une
procédure unifiée à l'échelle fédérale. 
Au Conseil national, la motion a été adoptée tacitement. 4

MOTION
DATUM: 18.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

In der Wintersession 2022 nahm der Ständerat eine Motion Silberschmidt (fdp, ZH) für
eine vollständig digitale Unternehmensführung stillschweigend an. Sowohl der
Bundesrat als auch die vorberatende RK-SR hatten sich im Vorfeld für die Annahme der
Forderung ausgesprochen. Eine Herausforderung bei der Umsetzung dürfte es sein,
eine Fernauthentifizierung vorzunehmen – also eine Beurkundung der bei der
Gründung beteiligten Personen, ohne deren physische Anwesenheit vorauszusetzen –,
wie Kommissionssprecher Carlo Sommaruga (sp, GE) im Rat erläuterte. Mit der
Annahme im Zweitrat wurde der Bundesrat damit beauftragt, einen Entwurf zur
Umsetzung des Anliegens auszuarbeiten. 5

MOTION
DATUM: 15.12.2022
MARCO ACKERMANN
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Anfang Dezember 2021 reichte Andri Silberschmidt (fdp, ZH) eine Motion ein, mit der er
den Bundesrat dazu auffordern wollte, die nötigen Gesetzesanpassungen vorzunehmen,
damit für die an der ambulanten und der stationären Versorgung beteiligten Parteien –
unter anderem Spitäler und die Spitex – sämtliche Prozesse in Zusammenhang mit der
Patientinnen- und Patientenadministration in einem virtuellen Schweizer
Gesundheitsnetz erfolgten. Beim EPD handle es sich um ein bedeutendes und
anspruchsvolles Projekt, das darauf abziele, dass medizinische Daten über eine
elektronische Plattform ausgetauscht werden könnten. Es brauche jedoch noch weitere
Massnahmen, um die Verwaltungskosten im Gesundheitswesen zu senken. Ein digitales
Patientenverwaltungssystem würde die Grundlage für die interinstitutionelle
Zusammenarbeit zwischen den Leistungserbringenden darstellen und die Interaktion
mit Behörden und Versicherungen erleichtern. Der Bundesrat erklärte seine
Unterstützung für das Geschäft. Das Anliegen führe etwa zu Effizienzsteigerungen und
einer Verbesserung der Datenqualität. Weiter sicherte die Landesregierung ihre
Unterstützung bezüglich der Standardisierung von Datenstrukturen und Schnittstellen
zu, wies aber gleichzeitig auch auf die Abgrenzung ihrer Kompetenzen gegenüber
denjenigen der Kantone und der betroffenen Akteure hin. In der Frühjahrssession 2022
nahm der Nationalrat die Motion diskussionslos und stillschweigend an. 6

MOTION
DATUM: 18.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Die Einführung eines eindeutigen Patientenidentifikators – auch als Master-Patienten-
Nummer bekannt – war Gegenstand einer Motion Silberschmidt (fdp, ZH), die in der
Frühjahrssession 2022 in die grosse Kammer kam. Der Zürcher Nationalrat forderte
vom Bundesrat die Anpassung der entsprechenden Gesetze zur Erstellung des
Identifikators und dessen Einsatz für die Kommunikation für alle Partner im
Gesundheitswesen. In seiner schriftlichen Stellungnahme empfahl der Bundesrat die
Motion zur Annahme. Er sei zwar nicht zur Umsetzung aller Anliegen der Motion befugt,
da es im Kompetenzbereich der Kantone liege, eine wirksame Gesundheitsversorgung
zu gewährleisten, im Bereich der OKP sei er allerdings bereit, die Einführung des
digitalen Identifikators zu fördern. Es sei denkbar, diesen vergleichbar mit der AHV-
Nummer beim EPD in kantonalen Zuständigkeitsbereichen zu verwenden, falls auf
kantonaler Ebene die Schaffung der dazu nötigen Rechtsgrundlagen vorgenommen
werde. Stillschweigend und diskussionslos nahm der Nationalrat das Geschäft an. 7

MOTION
DATUM: 18.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem der Nationalrat eine Motion Silberschmidt (fdp, ZH) mit dem Titel
«Einführung einer digitalen Patientenadministration» in der Wintersession 2021
stillschweigend angenommen hatte, tat es ihm der Ständerat in der Herbstsession 2022
gleich. Kommissionssprecher Hannes Germann (svp, SH) hatte zuvor erklärt, dass die
SGK-SR der Ansicht sei, dass es sich bei der digitalen Patientenadministration um eine
essentielle Grundlage für die interinstitutionelle Zusammenarbeit zwischen den
Leistungserbringenden handle, und das Geschäft daher zur Annahme empfehle.
Gesundheitsminister Berset hatte der Motion die bundesrätliche Unterstützung
ebenfalls zugesichert. 8

MOTION
DATUM: 20.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Herbstsession 2022 kam eine Motion Silberschmidt (fdp, ZH), welche die
Einführung eines eindeutigen Patientenidentifikators zum Ziel hatte, in den Ständerat.
Hannes Germann (svp, SH) beantragte im Namen der SGK-SR die Annahme des
Geschäfts, da die eindeutige Identifikation als Basis für die Digitalisierung im
Gesundheitswesen diene. Gesundheitsminister Berset sprach sich ebenfalls für die
Motion aus, erinnerte allerdings daran, dass der Bund nicht über die Kompetenz
verfüge, alle Bereiche des Vorstosses zu regeln, und es daher einer Zusammenarbeit mit
den Kantonen bedürfe. Stillschweigend nahm die kleine Kammer die Motion an. 9

MOTION
DATUM: 20.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY
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Ärzte und Pflegepersonal

Die Stärkung der digitalen Kompetenzen von Gesundheitsfachpersonen war
Gegenstand einer Motion Silberschmidt (fdp, ZH), die im März 2022 eingereicht wurde.
Damit wollte der Motionär die Vermittlung der notwendigen digitalen Kompetenzen für
die berufliche Tätigkeit während der Aus-, Weiter- und Fortbildung von
Gesundheitsfachpersonen erreichen. Konkret zielte er dabei nicht nur auf die Nutzung
digitaler Instrumente, sondern auch auf die damit in Zusammenhang stehenden
Kompetenzen bezüglich Wissensaneignung, interprofessioneller Zusammenarbeit,
Kommunikation, Diagnostik sowie Monitoring der Patientenschaft ab. Da Andreas
Glarner (svp, AG) die Motion im Sommer 2022 bekämpft hatte, beschäftigte sich der
Nationalrat in der darauffolgenden Herbstsession mit dem Vorstoss. Vor seinen
Ratskolleginnen und -kollegen führte Silberschmidt aus, dass mit der digitalen
Transformation die Vereinfachung der Administration erreicht und die Qualität der
Behandlung gefördert werden solle. Damit dies jedoch gelinge, bedürfe es der Mitarbeit
der im Gesundheitswesen tätigen Menschen. Während die Digitalisierung im
Gesundheitsberufegesetz zwar angetönt werde, fehle von ihr im Medizinalberufegesetz
und im Psychologieberufegesetz jegliche Spur. Andreas Glarner war indes der Ansicht,
dass zu zügig und zu weitreichend vorwärtsgegangen und dadurch das Personal
überfordert werde. Pflegende «möchten nicht das iPad, sondern lieber die Hand des
Patienten halten». Rückendeckung erhielt Silberschmidt aber von Gesundheitsminister
Berset. Im Namen des Gesamtbundesrates unterstützte dieser die Motion. Denkbar sei
etwa eine einheitliche Formulierung im Gesundheitsberufegesetz, im
Medizinalberufegesetz und im Psychologieberufegesetz, weil dadurch ein gemeinsames
Verständnis geschaffen werde, das alle Gesundheitsberufe teilten. Mit 136 zu 50
Stimmen nahm der Nationalrat die Motion an, wobei alle 50 Gegenstimmen aus dem
Lager der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion stammten. 10

MOTION
DATUM: 27.09.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Sommersession 2023 war es am Ständerat, eine Motion Silberschmidt (fdp, ZH)
zur Stärkung der digitalen Kompetenzen von Gesundheitsfachpersonen zu beraten. Als
Sprecher der SGK-SR erklärte Hans Stöckli (sp, BE), dass die Kommission das Geschäft
mit 10 zu 2 Stimmen zur Annahme empfehle. Angesichts der fortschreitenden
Digitalisierung bedürfe das Gesundheitsfachpersonal digitaler Kompetenzen. Um zu
gewährleisten, dass sich das Gesundheitspersonal diese bereits im Verlaufe seines
«Bildungspfades» aneignen könne, sollen die entsprechenden Anforderungen ins
Medizinal-, Psychologie- und Gesundheitsberufegesetz integriert werden. Stöckli führte
weiter aus, dass die Umsetzung in den Bildungsstätten zwar mit Aufwand verbunden sei,
dass «Nichtstun» insgesamt allerdings mehr kosten würde. Zudem seien junge
Menschen, die sich in der Ausbildung befinden, ja bereits «digital affin». Für die Motion
sprach sich auch Gesundheitsminister Berset aus. Demnach ermöglichten es digitale
Kompetenzen nicht nur, den Bedürfnissen der Patientenschaft besser nachzukommen,
sondern auch die Arbeitsorganisationsprozesse zu erleichtern. Es sei denkbar, die
Forderungen der Motion beispielsweise im Zusammenhang mit der Pflegeinitiative
umzusetzen. Stillschweigend nahm der Ständerat in der Folge den Vorstoss an. 11

MOTION
DATUM: 06.06.2023
JOËLLE SCHNEUWLY
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